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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

19.12.1984 

Geschäftszahl 

81/11/0119 

Rechtssatz 

Wird die Berufung einer GmbH gegen ein ihren Geschäftsführer betreffendes Straferkenntnis deshalb 
zurückgewiesen, weil nach dem aus dem Spruch dieses Bescheides iZm seiner Begründung sich ergebenden 
Bescheidwillen der Behörde die Berufung nicht dem Geschäftsführer, sondern der GmbH zuzurechnen sei, dann 
kann der Geschäftsführer (BF), der behauptet, die Berufung im eigenen Namen erhoben zu haben, durch diesen 
Teil des Spruches in einem subjektiven öffentlichen Recht verletzt sein. 

Beachte 

Abgehen von Vorjudikatur (demonstrative Auflistung): 

0939/78 E VS 20. März 1979 VwSlg 9802 A/1979 RS 1; 

(RIS: abgv) 


